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Abkiirzungsverzeichnis

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

EU Européische Union

KEV Kostendeckende Einspeisevergutung

SchKG Bundesgesetz Uber Schuldbetreibung und Konkurs

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE = Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

UE Union européenne

RPC Rétribution a prix coltant du courant injecté

LP Loi fédérale sur la poursuite pour dettes et la faillite

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Im Zusammenhang mit der Revision des Bundesgesetzes Uber Schuldbetreibung und
Konkurs (SchKG)) beantragte der Bundesrat, die Motion Rutschmann (svp, ZH), welche
die SchKG-Revision angestossen hatte, abzuschreiben. Die beiden Parlamentskammern
folgten dem Antrag des Bundesrates und schrieben die Motion in der Sommer- bzw.
Herbstsession 2015 ab. '

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession dem Beispiel des Standerats und |6ste - in
Folge einer parlamentarischen Initiative Rutschmann (svp, ZH) - seine Kommission fiir
offentliche Bauten auf. Die kleine Kammer hatte diesen Schritt bereits 2008
vollzogen. ?

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Ziirich wurden insgesamt 30 Listen eingereicht, auf denen sich 275
Kandidatinnen (34,3%) und 527 Kandidaten um die 34 Zircher Nationalratssitze
bewarben. Damit war die Zahl der Listen im Vergleich zu den eidgendssischen Wahlen
2007 (29 Listen) wieder angewachsen, hatte die Rekordzahl von 34 Listen aus dem Jahr
1991 aber nicht Uberboten. Die Zahl der Kandidierenden war marginal tiefer als 2007
(804) und wesentlich tiefer als 2003 (964). Ebenfalls weiterhin ricklaufig war der
Frauenanteil unter den Kandidierenden, der 2003 noch 38,4% betragen hatte (2007:
37,7%). Sowohl die SP als auch die SVP starteten mit Listen fir Auslandschweizerinnen
und -schweizer. Neu traten die BDP und zahlreiche Kleinstparteien an, darunter etwa
die Anti PowerPoint Partei, die Narrenpartei oder eine Liste mit Parteilosen. Anders als
2007 kam keine grosse Listenverbindung der Linken mehr zustande: SP, Griine und CSP
verbanden sich auf der einen und AL, Piraten und Konfessionslose auf der anderen
Seite. In der Mitte verbanden sich die CVP, die BDP, die EVP, die GLP und die Tierpartei.
Wie in den meisten anderen Kantonen, in denen die EDU antrat, verband sie sich auch
in Zuarich mit der SVP. Vier der 34 Sitze wurden frei. Insbesondere die SP, die sieben
Sitze innehatte und von der drei Nationalratinnen und Nationalrate zuriicktraten (Mario
Fehr, Christine Goll, Anita Thanei), hatte einen Aderlass zu verkraften. Den vierten
vakanten Sitz (Hans Rutschmann) hatte die SVP zu verteidigen.

Die grossen Gewinnerinnen im Kanton Zirich waren die BDP und die GLP, die
sozusagen Heimvorteil genoss: Die Grunliberalen hatten sich im Kanton Zdrich 2004
von den Grunen getrennt und konstituiert. Die drei bereits 2007 eroberten, allesamt
aus Zurich stammenden GLP-Mandate konnten 2011 nicht nur verteidigt, sondern um
einen weiteren Sitz ausgebaut werden. Zu den drei Bisherigen wurde neu Thomas Maier
in den Nationalrat gewahlt. Der Wahlerzuwachs um 4,5 Prozentpunkte auf 11,5% wurde
nur noch von der BDP dberfligelt, die in Zurich auf Anhieb auf 5,3%
Wahlerstimmenanteil kam und damit zwei Sitze eroberte. Fir die BDP schickten die
Zurcher Wahlberechtigten Lothar Ziérjen und Rosmarie Quadranti-Stahel nach Bern.
Die Sitzgewinne von BDP und GLP gingen auf Kosten der SVP, der CVP und der GP, die je
einen Sitz abgeben mussten. Die SVP fiel auf 29,8% Wahleranteil (-4,1 Prozentpunkte)
und 11 Sitze zurick. Der Sitz von Hans Rutschmann konnte damit nicht verteidigt
werden. Christoph Blocher schaffte es wieder in den Nationalrat. Nicht er, sondern
Natalie Rickli bekam allerdings die meisten Wahlerstimmen (145'776). Neu fur die SVP
wurde Hans Egloff gewéhlt. Abgewahlt wurden somit Ernst Schibli und Ulrich Schlter,
der bereits 2007 abgewahlt worden, aber wieder nachgerutscht war. Die CVP, die ihren
2007 eroberten Sitz wieder abgeben musste (neu: 2 Sitze) kam noch auf 5%
Waéhleranteil (-2,6 Prozentpunkte). Fir die CVP nicht mehr wiedergewéhlt wurde Urs
Hany. Die Grinen mussten einen Verlust von zwei Prozentpunkten hinnehmen und
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MOTION
DATUM: 18.12.2006
ELIE BURGOS

kamen mit neu 8,4% Wahleranteil auf drei Sitze. Neu gewahlt wurde Balthasar Glattli,
der auch von seiner Standeratskandidatur profitiert haben durfte. Abgewéhlt wurden
hingegen Marlies Banziger und Katharina Prelicz-Huber. Die SP (19,3%, -0,5
Prozentpunkte, 7 Sitze), die FDP (11,6%, -1,6 Prozentpunkte, 4 Sitze) und die EVP (3,1%,
-0,6 Prozentpunkte, 1 Sitz) konnten ihre Sitze trotz Verlusten halten. Die SP konnte
damit alle drei vakanten Sitze verteidigen und wurde neu von Thomas Hardegger,
Jacqueline Badran und Martin Naef vertreten. Bei der FDP und der EVP wurden die
Bisherigen bestatigt. Uber 1% der Stimmen erhielten auch die EDU (1,9%) und die
Alternative Liste (1%). Die Piratenpartei war mit 0,9% elftstérkste Partei. Alle drei
blieben allerdings ohne Sitz. Der Kanton Zurich wird nach den Wahlen 2011 mit 10
Frauen und 24 Maéannern in Bern vertreten sein. Der Frauenanteil nahm damit im
Vergleich zu 2007 von 35,3% auf 29,4% ab. Die Stimmbeteiligung im Kanton Zirich
betrug 46,8% und war damit Uber zwei Prozentpunkte tiefer als noch 2007. °

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Les chambres ont examiné durant I'année sous revue l'arrété fédéral relatif & I'octroi
d’'un prét sans intéréts de 20 millions de francs a la FIPOIl en faveur de [|'Union
internationale pour la conservation de la nature et de ses ressources (UICN) a Gland
(Vaud), en vue du financement de la construction d’un nouvel immeuble administratif
pour son siége. Au Conseil national, le député Hans Rutschmann (udc, ZH) a proposé de
renvoyer cet objet au Conseil fédéral avec mandat de fournir aux chambres les
documents nécessaires au traitement de cet objet. Cette proposition a toutefois été
rejetée par 116 voix contre 43. Au vote sur I'ensemble, I'arrété fédéral a été adopté par
127 voix contre 40. Le Conseil des Etats s’est aligné sur la décision du Conseil national a
I'unanimite. *

En septembre, le Conseil fédéral a présenté son message relatif a I'octroi d’un prét a la
Fondation des immeubles pour les organisations internationales (FIPOI) destiné a
financer la construction par le CICR d’une halle logistique & Genéve, pour un total de
26 millions de francs. Le Conseil national s’est prononcé en faveur de I'arrété fédéral,
rejetant au passage une proposition Rutschmann (udc, ZH), qui demandait que le crédit
soit abaissé & 24 millions de francs. °

Landesverteidigung

Militarorganisation

Les chambres ont adopté, sur avis favorable du Conseil fédéral, une motion du député
zurichois Hans Rutschmann (udc), qui demandait au gouvernement de fixer les
exigences applicables a la formation des personnes voulant devenir officiers de
carriere, de telle sorte que celles d’entre elles qui n‘ont pas suivi de formation
universitaire puissent aussi se porter candidates. °

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Nachdem im Vorjahr der Nationalrat eine Motion Rutschmann (svp, ZH) guthiess,
stimmte ihr 2011 auch der Standerat zu. Somit wurde der Bundesrat beauftragt, eine
Anderung von Artikel 27 des Bundesgesetzes (iber Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG) zu unterbreiten, die den freien Zugang zum Markt gesamtschweizerisch fir
gewerbsmaéssige Glaubigervertretungen gewéhrleistete. Im Speziellen beabsichtigte die
Motion, elektronische Eingaben im SchKG-Verfahren auf gesamtschweizerischer Ebene
zu ermdglichen. ’

In seiner Botschaft vom 29. Oktober 2014 beantragte der Bundesrat dem Parlament die
Zustimmung zur Anderung des Bundesgesetzes iiber Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG), die gewerbsmassigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren
einen freien Zugang zum gesamten Schweizer Markt erméglichen soll. Dies war bis anhin
nicht méglich, da nach geltendem Bundesgesetz (Artikel 27 SchKG) die Kantone die
Bedingungen festlegen dlrfen, unter denen eine Person gewerbsmaéssig Dritte vertreten
darf. Eine Motion Rutschmann (svp, ZH) (Mo. 10.3780), die vom Bundesrat unterstitzt
wurde, brachte 2010 sodann den Anstoss zur SchKG-Revision. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen Uber die Neuordnung des Strommarktes
fortgefuhrt, es konnten jedoch noch nicht alle Differenzen ausgerdumt werden. Der
Stdnderat widmete sich dem Geschéft in der Herbstsession. Seine vorberatende
Kommission hatte die Vorlage gebindelt und legte dem Plenum nur noch das
Stromversorgungsgesetz vor. In dieses wurde die Anderung des Energiegesetzes
(Férderung erneuerbarer Energien) als Anhang integriert. Auf die Anderung des
Elektrizitatsgesetzes sollte vorerst verzichtet werden. Der Rat trat auf die Vorlage ein.
Gemaéss dem Vorschlag seiner Kommission entschied er, den Strommarkt in 2 Schritten
zu Offnen; in der ersten Etappe nur flr Grossverbraucher und erst nach Ablauf von 5
Jahren auch fiir KMU und private Haushalte. Der zweite Offnungsschritt wurde dem
fakultativen Referendum unterstellt. Ein Einzelantrag von Slongo (cvp, NW), den Markt
sofort fur alle Firmen zu 6ffnen, lehnte der Rat mit 29:7 Stimmen klar ab. Auf Antrag
seiner Kommission beschloss der Stéanderat einstimmig, dass die grossen
Elektrizitatswerke ihre Netze in Aktiengesellschaften Uberfihren und diese innert funf
Jahren in eine nationale Netzgesellschaft integrieren missen. Damit kam er sowohl den
Linken als auch den Anhangern eines unverfélschten Marktes entgegen, schaffte aber
eine weitere Differenz zum Nationalrat. Bereits die Eintretensdebatte zu den
erneuerbaren Energien zeigte grundséatzliche Differenzen zwischen Ratsrechter und
Ratslinker. Wéhrend linke und grine Votanten eine weitergehende Unterstitzung
forderten, warnten burgerliche Vertreter vor zu grossen Erwartungen und erklarten,
man kénne die Atomkraftwerke nicht einfach beiseite lassen. Der Rat beschloss, dass
die Wasserkraft bis zum Jahr 2030 um 5% ausgebaut werden soll. Die Kommission hatte
eine Steigerung von 7-8% angestrebt. Eine knappe Mehrheit mit Sommaruga (sp, BE) an
der Spitze lehnte diesen Vorschlag ab, weil sie beflirchtete, dass dadurch der
Gewasserschutz noch starker unter Druck geraten kdnnte. Als weitere Differenz zum
Nationalrat beschloss der Standerat ein Sparziel. Der Endenergieverbrauch der privaten
Haushalte soll bis zum Jahr 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau stabilisiert
werden. Den weitergehenden Antrag von Fetz (sp, BS), den Haushalt-Stromverbrauch
bis 2030 um 15% zu senken, lehnte die kleine Kammer deutlich ab. Nach kurzer
Diskussion nahm der Rat sodann einen Einzelantrag von Lauri (svp, BE) an, wonach im
Gesetz unterstrichen werden soll, dass neue Anlagen zur Energieerzeugung nur an
geeigneten Standorten errichtet werden dirfen. Dem Antragssteller ging es dabei in
erster Linie um Windkraftwerke. Bei der Einspeisevergitung fir die Ubernahme von
Strom aus erneuerbaren Energien entschied der Standerat mit 31:4 Stimmen, dass die
Konsumenten einen Zuschlag von bis zu 0,5 Rappen pro Kilowattstunden zahlen sollen.
Die Kommission wollte Unternehmen mit Elektrizitdtskosten von mehr als 10% der
Bruttowertschépfung ganz von der Abgabe zur Finanzierung der Einspeiseverglitung
befreien. Der Rat sprach sich mit 26:12 Stimmen daflr aus, Unternehmen mit hohem
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Elektrizitatsverbrauch nur teilweise von dieser Gebulhr zu entlasten. Im Gegensatz zum
Nationalrat mochte er auch den Strom aus neuen kleinen Wasserkraftwerken mit einer
Leistung bis zu 10 Megawatt kostengerecht vergiten und damit einen finanziellen Anreiz
zum Ausbau der Wasserkraft schaffen. Stark umstritten war die Verteilung der
Fordergelder auf die verschiedenen erneuerbaren Energien. Die Kommission wollte die
maximale Vergltung pro eingespeister Kilowattstunde (kWh) auf das dreifache des
Marktpreises beschranken. Da bei der Fotovoltaik die Produktionskosten weit Gber dem
dreifachen Strompreis liegen, wéare diese Vergltung fur sie nicht kostendeckend.
Sommaruga (sp, BE) pladierte daflr, die Fotovoltaik nicht durch diese Obergrenze
faktisch von einer Weiterentwicklung auszuschliessen, sondern einen fixen Anteil von
hochstens15% der Einnahmen aus der Einspeisevergltung fur ihre Fdrderung
einzusetzen. Dieser Vorschlag unterlag mit 23:22 Stimmen, wobei Ratsprasident
Buttiker (fdp, SO) den Stichentscheid féllte. Der Rat beschloss mit 25:18 Stimmen dem
Antrag von Epiney (cvp, VS) zu folgen und die maximale Vergitung pro eingespeister
kWh anfanglich auf das Flnffache, spater auf das Vierfache und nach 11 Jahren auf das
Dreifache des Marktpreises zu beschranken.

Die Vorlage ging zur Differenzbereinigung zurlick an den Nationalrat. Dieser schloss sich
in der Wintersession in den wesentlichen Punkten dem Standerat an. Er war mit der
Blndelung des Geschéafts in einer einzigen Vorlage, mit der nationalen Netzgesellschaft
und mit dem Ziel der Verbrauchsstabilisierung bis 2035 einverstanden. Beim
Netzzugang blieb hingegen eine gewichtige Differenz zur kleinen Kammer bestehen. Der
Nationalrat beflrwortete zwar, den Strommarkt in zwei Schritten zu 6ffnen und die
vollstandige Liberalisierung dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Gegen den
Widerstand der linken Ratsmitglieder stimmte er aber mit 91:85 Stimmen einem
Minderheitsantrag von Rutschmann (svp, ZH) zu. Gemass diesem Entscheid kénnen sich
Kleinunternehmen zusammenschliessen und bereits in der ersten
Liberalisierungsetappe vom freien Marktzugang profitieren, falls sie einen gemeinsamen
Jahresverbrauch von mindestens 100 Megawattstunden aufweisen. Eine weitere
Differenz blieb beim Artikel Gber Massnahmen zur Sicherstellung der Stromversorgung
bestehen. Der Nationalrat folgte dem Kommissionsvorschlag und beschloss,
erneuerbare Energien bei der Strombeschaffung zu bevorzugen. Ein Minderheitsantrag
von Rutschmann (svp, ZH), der forderte, in diesem Punkt der kleinen Kammer zu folgen
und erneuerbare Energien nicht zu privilegieren, wurde mit 103:75 Stimmen abgelehnt.
Bei der Férderung von erneuerbaren Energien folgte der Nationalrat dem Antrag seiner
Kommission und beschloss, die Mehrkosten fiir den Okostrom auf die Strompreise aller
Konsumenten zu Uberwalzen und einen Zuschlag von 0,6 Rappen pro Kilowattstunde
(kwh) zu erheben. Der Stédnderat hatte einen Zuschlag von 0,5 Rappen beschlossen. Ein
Minderheitsantrag, der besonders stromintensive Unternehmen vom Zuschlag
ausnehmen wollte, wurde im Nationalrat mit 116:57 Stimmen verworfen. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Minderheitsantrage die anstrebten, den Zuschlag bei 0,3 bzw.
bei 0,5 Rappen pro kWh festzusetzen. ®

Malgré I'échec de linitiative populaire visant & supprimer le droit de recours des
associations en novembre 2008, une motion Rutschmann (udc, ZH) demandant son
abolition en matiere de politique énergétique a été adoptée par le Conseil national lors
de la session d’été. Cette décision a fait grand bruit dans la presse. En septembre, le
Conseil des Etats s’est cependant prononcé contre I'abolition du droit de recours en
proposant un texte plus modéré. Celui-ci stipule que le Conseil fédéral est chargé
d’examiner et d’ordonner des mesures visant a garantir que les oppositions et recours
déposés contre l'octroi d’autorisations d’installations produisant de [électricité
provenant d’énergies renouvelables soient traités le plus rapidement possible. Le
Conseil national s’est rallié¢ a cette modification en décembre de I'année sous revue. ©
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Wasserkraft

Le Conseil des Etats a débattu du projet d’augmentation de la limite supérieure de la
redevance hydraulique élaboré par sa CEATE. La commission a proposé de modifier la
loi fédérale sur les forces hydrauliques afin d’adapter progressivement le taux maximal
de la redevance a I'évolution des conditions-cadres, notamment & celle de I'indice
suisse des prix a la consommation. Procédant par étapes quinquennales, il s'agit de
faire passer ce taux de 80 a 100 francs par kilowatt théorique entre 2011 et 2015, puis a
110 francs de 2016 a 2020. Cette adaptation est censée générer une hausse des
recettes des communautés concédantes de 150 millions de francs par année. Les
collectivités publiques concernées auront cependant la possibilité, & I'avenir, de
décider si elles veulent percevoir le taux maximal fixé par la Confédération. Le Conseil
fédéral a émis un avis favorable, tout en appelant a une certaine prudence en raison du
contexte de hausse du prix de I"électricité.

En plénum, les discussions ont principalement porté sur I’échéancier de |'adaptation.
Les sénateurs ont décidé d’en accélérer le rythme en fixant le passage a 110 francs par
kilowatt théorique a 2015, selon une proposition Freitag (plr, GL). Dans le méme sens, la
chambre haute a en outre confié au Conseil fédéral la tache de présenter un nouveau
projet d’acte législatif pour le taux applicable a partir du 1er janvier 2020.

Au Conseil national, la CEATE-CN a quant & elle proposé de lier au projet de son
homologue des Etats I'initiative Bourgeois (plr, FR) visant & accroitre les ressources
destinées a la rétribution & prix coGtant du courant vert (RPC). Elle a ainsi joint a la
hausse de la redevance hydraulique un projet de modification de la loi sur I"énergie
prévoyant le doublement de la redevance pour la RPC (1,2 centime par kWh) pour
atteindre un montant de 700 millions de francs par an. En plénum, la minorité UDC et
PLR de la commission a rejeté tout lien entre les deux projets et dénoncé une
manceuvre ourdie conjointement par la gauche et les députés provenant des cantons
de montagne visant a imposer deux projets qui ne recueilleraient pas forcément le
soutien d’une majorité s'ils étaient traités séparément. A I'inverse, les partisans de la
réunion des deux dossiers ont plaidé que le lien résidait dans la nécessité de valoriser
les énergies indigenes et renouvelables. Par 112 voix contre 65, la chambre basse a
rejeté la proposition de non entrée en matiére Rutschmann (udc, ZH). Lors de la
discussion par article, elle a suivi le Conseil des Etats sur le projet d’augmentation de la
redevance hydraulique, rejetant la proposition de la majorité de sa commission de
ramener "augmentation a 95 francs jusqu’en 2015 et 105 francs jusqu’en 2020. Au
terme d'un débat animé au sujet de la modification de la loi sur I"énergie, le Conseil
national a préféré suivre une minorité Leutenegger (plr, ZH) que la majorité de sa
commission et décidé, par 99 voix contre 93, de limiter & 0,9 centime par kWh le
supplément destiné a la RPC. Les députés ont en outre introduit des allégements pour
les entreprises a forte consommation électrique, qui pourront demander le
remboursement total ou partiel du supplément payé. Au vote sur I'ensemble, ils ont
adopté le projet par 135 voix contre 49. "

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Im Berichtsjahr eroffnete der Nationalrat als Zweitrat die Detailberatung zur
Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG). Die Revision, welche der Volksinitiative
~Raum fir Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)" als indirekter Gegenvorschlag
gegenubergestellt werden soll, beinhaltet Massnahmen zur Lenkung der
Siedlungsentwicklung, zur Einddammung der Zersiedelung und zum verbesserten Schutz
des  Kulturlandes. Dem  Geschéaft lag ein  Nichteintretensantrag einer
Kommissionsminderheit angefiihrt durch Hans Rutschmann (svp, ZH) vor. Die
Minderheit war der Ansicht, dass die Initiative mit dem 20-jahrigen
Bauzonenmoratorium dermassen unrealistische Forderungen stelle, dass das Anliegen
an der Urne chancenlos bleiben werde und es somit nicht ndétig sei, ihm einen
Gegenvorschlag gegenutber zu stellen. Zu einem anderen Schluss waren im Vorfeld
jedoch zwei Umfragen gelangt, die im Mai 2011 je rund 1000 Personen zur Initiative
befragten. Laut M.L.S. Trend unterstitzten dazumal 61 Prozent der Befragten ein
Bauzonenmoratorium; in der Umfrage von gfs.bern waren es gar deren 66 Prozent. Die
Kommissionsminderheit monierte des Weiteren, dass der Gegenvorschlag verschiedene
Elemente des in der Vernehmlassung gescheiterten Entwurfs zur Totalrevision des
Raumplanungsgesetzes wieder aufnehmen wirde. Neben dem Nichteintretensantrag
lag ein Ruckweisungsantrag der BDP-Fraktion vor. Im Gegensatz zum SVP-
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Minderheitsantrag vertat die BDP die Ansicht, dass dem Volk auf alle Félle ein indirekter
Gegenvorschlag gegenlber gestellt werden soll. Jedoch erachtete sie den zum
Zeitpunkt vorliegenden Entwurf als zu wenig ausgereift, um den kantonalen
Gegebenheiten angemessen Rechnung zu tragen. Die obligatorische Mehrwertabgabe
sei zudem verfassungswidrig. Nach langerer Diskussion beschloss die grosse Kammer
unter geschlossener Opposition der SVP, auf das Geschaft einzutreten. Ebenfalls
deutlich abgelehnt wurde der Rickweisungsantrag der BDP, welcher nur bei der SVP
volle Unterstltzung fand. Hauptdiskussionspunkt in der nationalratlichen Debatte war
besagte Mehrwertabgabe, welche im Vorjahr vom Standerat eingefligt worden war. Nach
standerétlicher Vorstellung waren die Kantone bei Neueinzonungen zur Erhebung einer
Abgabe von mindestens einem Viertel des Mehrwertes verpflichtet, die sie dann in
erster Linie als Entschadigung bei Enteignungen verwenden kénnten. Die FDP-Liberale
Fraktion machte nun im Nationalrat geltend, dass sie diese Abgabe als derart starken
Eingriff in die kantonale Hoheit ansehe, dass sie einer ,Entmindigung der Kantone™
gleichkomme. Schliesslich brachten die SVP, eine beinahe geschlossene FDP und eine
Mehrheit der CVP den standeratlichen Vorschlag betreffend Mehrwertabgabe mit 89 zu
72 Stimmen zu Fall. Ebenfalls abgelehnt wurde der von der nationalratlichen
Kommission  fur Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK) erarbeitete
Kompromissvorschlag, welcher den Kantonen die Wahl lassen wollte zwischen der
Erhebung einer Mehrwertabgabe und der Méglichkeit, neu eingezontes Bauland durch
eine entsprechende Flache Landwirtschaftsland zu kompensieren. Der Nationalrat
schuf weitere Differenzen zum Sténderat: So folgte die grosse Kammer ihrer
Kommissionsmehrheit und strich den im Vorjahr vom Stédnderat eingefligten Zusatz,
dass Uberdimensionierte Bauzonen zu reduzieren seien. Diese Streichung stiess
insbesondere bei der Ratslinken auf Widerstand: Franziska Teuscher (gp, BE)
bezeichnete die vom Standerat beflrwortete Regelung als ,Kernstick™ des indirekten
Gegenvorschlags zur Landschaftsinitiative. Darlber hinaus wurden zwei weitere
Anderungen zum Entwurf des Bundesrates beschlossen, welche ebenfalls darauf
abzielten, Grundeigentiimer von noch unbebautem Bauland zu schitzen. Desweiteren
entscharfte der Nationalrat die raumplanerischen Massnahmen, indem er sich
erfolgreich gegen zwei zentrale Elemente betreffend Erschliessung von Bauzonen
stellte. Zum einen strich er den vom Stadnderat eingeflUhrten Zusatz, dass bei
Neuerschliessung der Anschluss an den offentlichen Verkehr gewahrleistet und die
Entstehung eines kompakten Siedlungsbildes als Kriterien berlcksichtigt werden sollen.
Zum anderen sprach er sich in den Ubergangsbestimmungen dagegen aus, dass vor
Genehmigung der Richtplananpassung keine Vergrosserung der Bauzonen erfolgen darf.
Auch hier zeigten sich dieselben Mehrheitsverhéltnisse wie bei den anderen
Differenzen: Die geschlossene Ratslinke opponierte erfolglos, trotz Unterstitzung
einiger Mitglieder aus der CVP/EVP/glp-Fraktion. Eine weitere Differenz zum Bundesrat
schuf der Nationalrat in Art. 8, Abs. 2. Besagter Absatz verlangt, dass Vorhaben mit
gewichtigen Auswirkungen fur Raum und Umwelt einer Grundlage in den kantonalen
Richtplanen bedurfen. Auch gegen diesen Absatz opponierte eine breite blrgerliche
Mehrheit erfolgreich. Zu guter Letzt sorgte Artikel 18a zur Installation von Solaranlagen
fur zusatzliche Diskussionen. Laut Roberto Schmidt (cvp, VS) zeigte sich hier die
~Euphorie der Atomausstiegsdebatte™ Eine burgerlich dominierte
Kommissionsmehrheit ging in ihrem Antrag weiter als der vorliegende bundesratliche
Entwurf und verlangte eine bewilligungsfreie Installation von Solaranlagen in Bau- und
Landwirtschaftszonen. Lediglich eine Meldepflicht an die zustandigen Behdrden sollte
bestehen bleiben. Eine Kommissionsminderheit aus Parlamentariern von Mitte-Links
sprach sich zwar flir ein vereinfachtes Verfahren aus, erachtete eine vollstdndige
Abschaffung der Bewilligungspflicht aufgrund von Rechtsunsicherheit jedoch als nicht
zielfUhrend. Mit 109 zu 66 Stimmen fand die Abschaffung der Bewilligungspflicht dann
aber deutliche Zustimmung. Wahrend die CVP sich beinahe geschlossen dagegen
stellte, unterstutzten sowohl die Fraktionen der SVP und der FDP das Anliegen.
Gespalten zeigten sich Grune und SP. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit
92 zu 62 Stimmen und 20 Enthaltungen angenommen. Eine knappe Mehrheit der
Grinen stimmte gegen die Revision, ebenso eine beinahe geschlossene SVP. Die BDP
enthielt sich als Fraktion der Stimme, wahrend die ubrigen Parteien die Vorlage
unterstitzten.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



MOTION
DATUM: 06.12.2011
MARLENE GERBER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 31.12.2010
NICOLAS FREYMOND

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Um einen vollstandigen Ausstieg aus der Atomenergie in Erwégung zu ziehen, bedarf es
nach Hans Rutschmann (svp, ZH) moglichst effizienter Verfahren, um auf alternative
Energiequellen zurtckgreifen zu kdnnen. Aus diesem Grund forderte er in einer Motion
die Aufhebung des Verbandsbeschwerderechts bei Energieprojekten. Eine
ablehnende Antwort erhielt der Motionar vom Bundesrat. Dieser war der Ansicht, dass
das Beschwerderecht in der Vergangenheit mit Mass und meist zu Recht verwendet
worden sei. Wo es ergriffen wurde, habe es selten zur Sistierung eines Projektes
geflhrt, sondern eher zu dessen Qualitatsverbesserung beigetragen. Der Nationalrat
hingegen nahm das Anliegen in der Sommersession mit 98 zu 87 Stimmen an. Gegen
eine Einschrankung des Verbandsbeschwerderechtes stellten sich die SP, die Grinen
und die BDP. Die CVP zeigte sich gespalten. Die stdnderatliche UREK unterbreitete
ihrem Rat infolgedessen eine abgeanderte Version der Motion. Diese sah nicht die
Abschaffung des Beschwerderechtes in Energieprojekten vor, sondern eine Prifung von
Massnahmen, die sicherstellen wirden, dass das Beschwerdeverfahren gegen Anlagen
zur Produktion von Strom mittels erneuerbarer Energien moglichst kurz gehalten
wirde. Dies stiess sowohl im Standerat wie auch im Nationalrat auf Zustimmung und die
Motion wurde mit neuem Wortlaut an den Bundesrat tiberwiesen. ™

Klimapolitik

Le Conseil fédéral a adopté un message concernant un crédit-cadre en faveur de
I’environnement mondial par lequel il sollicite I'octroi par le parlement d’un crédit-
cadre de 148,93 millions de francs pour une période minimale de quatre ans afin de
poursuivre I'engagement de la Confédération en matiére de politique internationale de
I’environnement initié en 1991. Le montant demandé est censé couvrir la participation
de la Suisse a la reconstitution du Fonds pour I'environnement mondial (FEM), du Fonds
multilatéral aux fins d"application du Protocole de Montréal (Fonds pour I'ozone) et de
divers fonds spéciaux constitués en rapport avec la Convention-cadre des Nations
Unies sur les changements climatiques (Convention de I'ONU sur le climat). Ces fonds
assurent le financement de programmes de lutte contre les changements climatiques et
pour la préservation de la biodiversité dans les pays en développement ou en transition.
Le montant de ce cinquieme crédit-cadre est plus élevé que le précédent (109,77
millions en 2007), en raison de la décision des pays donateurs (dont la Suisse), lors du
Sommet de Copenhague, & fin 2009, d'accroitre les ressources du FEM et des autres
fonds climatiques.

Lors de la session d’hiver, le Conseil national est entré en matiere sur le projet, apres
avoir rejeté, par 108 voix contre 63, une proposition contraire d’une minorité
Rutschmann (udc, ZH) de la CEATE-CN, qui a critiqué l'absence de garantie de
I"utilisation efficiente des ressources allouées aux fonds internationaux concernés et
jugé suffisant I'engagement actuel de la Suisse en matiere de protection de
I’environnement. Lors de la discussion par article, les députés ont refusé, par 102 voix
contre 65, de ramener le montant du crédit a 110 millions de francs, ainsi que I'a
proposé la méme minorité. Au vote sur I'ensemble, la chambre basse a approuvé le
projet tel que présenté par le gouvernement, par 110 voix contre 56. "

Bildung, Kultur und Medien
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATUM: 06.12.2011
DEBORA SCHERRER

Bildung und Forschung
Bildung und Forschung

Die Vorlage stiess im Nationalrat auf ein mehrheitlich positives Echo. Fir die CVP
stellte sie einen wichtigen Schritt far die Wissensgesellschaft Schweiz des 21.
Jahrhunderts dar, die FDP hielt die Reform fiur notwendig, damit die Schweiz im
Bildungsbereich im européaischen Vergleich weiterhin konkurrenzféhig bleibe. Die
Grlinen und ein Teil der Ratslinken bedauerten jedoch, dass ein umfassendes Recht auf
Bildung, das Mitbestimmungsrecht fur Studierende und eine einheitliche Regelung im
Stipendienwesen nicht Eingang in die neuen Bestimmungen gefunden hatten. Wéahrend
die Rechtskonservativen den Bildungsrahmenartikel ablehnten, weil sie ihn als Gefahr
fur den Foderalismus und die kantonale Autonomie betrachteten, hielt die dusserste
Linke die Vorlage fir undemokratisch; ein Rickweisungsantrag Zisyadis (pda, VD), der
die EinfUhrung eines Volks- oder Kantonsreferendums gegen interkantonale Vertrage
verlangt hatte, blieb mit 158:4 Stimmen chancenlos. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat nur minime Anderungen am Vorschlag seiner WBK vor: So hiess er mit
106:62 Stimmen einen Einzelantrag Triponez (fdp, BE) gut, welcher Bund und Kantone
verpflichtet, sich fur die Gleichwertigkeit von rein schulischer und beruflicher Bildung
einzusetzen. Abgelehnt wurden sowohl zwei Minderheitsantrége Rutschmann (svp, ZH),
welche dem Bund mehr Zurlckhaltung auferlegen wollten, wenn die Harmonisierung
des Schulwesens nicht auf dem Koordinationsweg zustande kommen sollte resp. im
Bereich der Weiterbildung, als auch ein Minderheitsantrag Stump (sp, AG) zur
Ausweitung der Kompetenzen des Bundes; hier hatte die Linke die Bestimmung
streichen wollen, wonach der Mitwirkung der Kantone besonderes Gewicht zukommt,
falls der Bund Erlasse vorbereitet, die ihre Zusténdigkeiten betreffen. Die Vorlage
passierte die Gesamtabstimmung mit 152:8 Stimmen bei 7 Enthaltungen. ®

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Verbiande

Die Motion Rutschmann (svp, ZH) hingegen wurde von der grossen Kammer an der
ausserordentlichen Session zu ,Atomenergie und erneuerbare Energien® (am 8. Juni) an
den Standerat Uberwiesen. Die Motion verlangt, dass das Beschwerderecht von
Organisationen bei Vorhaben und Projekten, welche die Energiepolitik betreffen,
aufgehoben wird. Die Rutschmann-Motion wurde vom SR in einen Prifantrag
umgewandelt und dann vom NR entsprechend den Anderungen des SR tiberwiesen. '

1) AB NR, 2015, S. 917 ff.; AB SR, 2015, S. 778 ff.; BBI, 2014, S. 8669 ff.

2) AB NR, 2010, S. 264 f., 15642 f., und 1674.

3) BBI, 2011, S. 8267 ff.; TA, 1.2., 16.5. und 10.8.11; AZ, TA und NZZ, 20.8., 27.8. und 30.8.11; NZZ, 1.8. und 24.9.11; TA, 13.10.11;
NZZ,14.10.11; Presse vom 24.10.11; NZZ, 25.10.11; NZZ, 7.12.11; www.zh.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS
(BFS.admin.ch; www.politik-stat.ch); Lit. BFS

4) BO CN, 2008, p. 59 ss.; BO CE, 2008, p. 285 ss.; FF, 2008, p. 5261s.

5) FF, 2008, p. 7211 ss.; BO CN, 2008, p. 1623 ss.

6) BO CE, 2006, p. 1167; BO CN, 2006, p. 1572

7) AB SR, 2011, S. 356.

8) AB NR, 2010, S. 2159; BBI, 2014, S. 8669 ff.

9) AB SR, 2006, S. 822 ff., 863 ff. und 889 ff.; AB NR, 2006, S. 1752 ff.,

10) BO CN, 2011, p. 1017; BO CE, 2011, p. 995; Presse du 9.6.11; SGT 11.6.11.

1) FF, 2009, p. 1019 ss. (CEATE-CE) et 1045 ss. (CF); BO CE, 2009, p. 264 ss.; BO CN, 2009, p. 1854 ss. et 1904 ss.; NZZ, 3.2 et
24.9.09; presse des 24 et 26.11.09.

12) BRG 10.019: AB NR, 2011, S. 1567 ff. und 1788 ff.; LT, 13.5.11 und SoZ, 15.5.11 (Umfragen); TA und SGT, 22.9.11 (Debatte).

13) AB NR, 2011, S. 1017 und 1908; AB SR, 2011, S. 993 ff.

14) FF, 2010, p. 4353 ss.; BO CN, 2010, p. 2046 ss. Concernant le Sommet de Copenhague.

15) AB NR, 2005, S. 1387 ff. und 1408 f. (Abschreibung der Standesinitiativen BE, BL und SO zur Koordination der kantonalen
Bildungssysteme sowie der parlamentarischen Initiative Gutzwiller (fdp, ZH) zum Schuleintrittsalter); Presse vom 6.10.05.
16) AB NR, 2011, S. 1908 ff.
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